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Von Schlkswig-Holftcinund der deutschen
Einheit

Wir haben uns herzlichdarüber gefreut, daß der

König auch in seiner Thionrede unseren braven«Sol»da-
ten ,,im Namen des Vater-landes« für ihre»»siegreiche
Tapferkeit-«edanlt hat. Er hat gesagt,daß·ihre T aten
»sichder ruhmreichenKriegsgeschichtePreußens wurdig
einreiben-«

·
«

, Diese Dankesworte sind vom ganzen Volke mit

Freude nachgesorochenworden. Unsere Krieger haben
sichin dem Kampfefür deutschs Recht auf das Treff-
lichstebewährt.Die jungen Soldaten, die erst seit
wenig Monaten in den Waffen geübt waren, haben
ebenso wie ihre älteren Kameraden sunsd wie die Männer
von der- Landwehr einen so hohen Grad von Mu!h,
Ausdauer und Geschicklichkeitbewiesen,daß wir hoffen
dürfen,auch in einem schivererenKriegeuns auf sie ver-

lassenzu können Sie werden das Vaterland, sie werden

Haus und Herd auch dann mit dem»rechten Erfolxe szu
vertheidigenwissen. wenn wieder einmal »somächtige
Feinde gegen uns aufstehensollten, wie einst Friedrich
der Große, wie Blücher,York und Bülow sie besiegt

aben. Sie haben sich nicht blos ein und das andere

ial tapfer geschlagen,wie Eöldner es auch thun können;
nein, sie haben immer und überall die unermüdliche
Ausdauer und den freudigen Muth bewiesen, den nur

Männer besitzen,welchewissen, daß sie für eine gute
und gerechte Sache kämpfen.

»

Ja, es war eine gute, eine gerechte Sache, fur
weJcheso viele unserer Brüder bei Düppel und auf Alsen
gslallelksind. Schletswig-Holsteingelförtzu uns; es ist
elU schoner und edler Theil unseres deutschenVater-

lands-T D»ieDänen hatten nur zu lange in ihm ge-
herrscht; sie wollten ihn jetzt für immer uns entreißen.
Die SchiFNVlg-Holsteinersind Bein von unserem Bein,
sind Fleischvon unserem Fleisch. Sie sind Deutsche
wie wir, und denken und sprechenund beten zu Gott
ill. derselben Sprache, wie wir. Diese Srrache wollte

er Däne au dem Markte, vor Gericht, in der Schule
Und selbst in der Kirche ihnen verbieten. Er hat sie

in jeder Weise beschädigtund beschimpftund wollte mit
allen, auch den schmachvollstenMitteln sie für immer
unter sein Joch bringen. Es ist schlimm genug, daß
die deutschenNegierungen so schweremUnrecht so lange
geduldig zugesehenhaben. Wir Preußen haben nur

unsere Pflicht und »Schuldigkeitgethan, als wir endlich
zu den Waser gklsselt Aber jetzt, nach dem Siege,
haben wir noch andere Pflichten zu erfüllen. Wir dürfen
nicht erlauben, daß, wie einst der alte Blücher nach
den schönstenund größtenSiegen unseres Volkes klagen
mußte,die Federfuchserwieder schlechtmachen, was das
Schwert gut gemachthat. Es thut Noth, daßwir au -

passen; denn es giebt gewisseLeute, die erst gar ni t

gabenwollten, daß die Schleswig-Holsteiner von dem

ocheder Dänen frei würden. Freilich konnten sie da-
mit gegen die »tiefeErregung des nationalen Gefühls«,
von welcher der König in der Thronrede spricht, und

gegen die laute Stimme des Volkes nicht durchdringen,
dafür arbeiten sie jetztum so-eifrigerdaran, das eben
nur befreiteLand unter ein anderes Joch, nämlichunter
das ihrer guten Freunde, dass heißt,unter das Joch der
Junker zu bringen.

Ferner haben wir bei der Sache, für die unser Heer
gestritten hat, nicht blos an Schleswig-Holstein,wir
haben auch an Preußen und an ganz Deutschland
gedacht, und wir müssenheute mehr als je daran denken.
Wenn nämlichirgend ein Feind irgend einen Theil von

Deutschlandbedroht,mag er nun Schleswig oder Hanno-
ver, mag er Baden oder Bayern heißen,so ist Preußen
selbst in der äußersten Gefahr. Wir haben das

seit der Zeit des dreißigjährigenKrieges und zuletztnoch
unter dem ersten Napoleon in der allerschlimmstenWeise
erfahren, und wir können es alle·Tage wieder erleben.
Darum mußPreuß.-nschon«uni seinereigenen Sicherheit
willen, nicht blos Schleswig-Holstein, sondern jedem
der vielen kleinen Staaten in Deutschland mit seiner
ganzen Krast zu Hülfe kommen,wenn irgend eixtFeind
ihn beschädigtoder angreift. Das ist aber eine gar
ülsle Lage für uns. Sehen wir zu, warum.
Natürlich beschwerenwir uns nicht darüber,daßwir

unseren Brüdern helfenmüssen. Aber das können wir



deutschenRegierungen nz ri zusehenwährendwir

für den einen und den andern dieser Staaten unser
Geld ausgeben, unsern Handel und Verkehruns stören
lassen und unsere Jüngline und Männer auf das

Schlachtfeld führen. Sie sehenaber ruhigzu, theils
weil sie auf uns neidisch und unter einander uneinig
sind, theils weil sie denken: die Preußenkönnen’s auch
allein machen, die sind reich und machtiggenug dazu.
Wenn freilich das eben so großewie arme Oesterreich
uns diesmal auch ein Armeekorpszur Hilfe geschickthat,

B
war diese Unterstützungdoch herzlichwenig noth.

ir meinen sogar, daß die Oesterreicberuns damit mehr
haben hindern, als helfen wollen. Auch wissen wir, daß
Italien und Ungarn, Galizien und Siebenbürgen,
Kroatien und Dalmatien ihnen zehn Mal mehr am

Herzen liegen, als Preußen und das übrigeDeutsch-
land. Sie würden sogar, wenn sie nur einen Vortheil
dabei sähen, ganz gern auf Preußen losschlagen, wäre
es auch im Bunde mit Russen oder Franzosen.
Jndeß möchtenwir uns das Alles vielleichtgefallen

lassen, wenn wir nur wirklichso reichund mächtigwären,
als die kleinen Regierungen sich einzubilden scheinen.
Aber das sind wir ganz und gar nicht. Jm Gegentheil,
in einem wirklichgroßenKriege können wir nur dann

auf einen Sieg rechnen, wenn (natürlichabgesehenvon

Oesterreich) die übrigendeutchen Staaten treu und

eifrig auf unserer Seite ste en. Das will auch das
Volk in diesen Staaten, denn das Volk, hat überall
einen eben so deutschen Sinn und ein eben so deutsches
Herz, wie wir Preußen. Auch weiß das Volk sehr gut,
daß, wenn die preußischenHeere besiegtwerden, nicht
blos Preußen,sondern ganz Deutschlandeben sowieder
unter fremdeHerrschaftkommen wird, wie die älteren
Leute unter uns es ja schonein Mal mit eigenenAugen
gesehenhaben. Aber die meisten von den kleinen Re-

gierungen wissen nicht, was das Volk weiß, und wollen

nicht, was das Volk will.

Wohl haben wir schonlange begriffen,was es für
ein jämmerlichesund gefährlichesDing»ist,daßneben

Preußen noch diese zwei und dreißig·Regier»ungen
in Deutschland bestehen, von denen jede ihrenei enen

Kopf und ihren eigenen Willen hat. Aber nicm s ist
dieser Jammer und diese Gefahr deutlicherzu Tage ge-
treten, als gerade in dem Jahre 1864. Die Erfahrun-
gen, die wir da

gbemachthaben, fordern jeden ehrlichen
Deutschenauf, en lich ernstlichHand an’s Werk zu legen-
Die kleinen deutschenRegierungen dürfen den Wünschen
und dem Willen des eigenenVolkes nicht längerWider-

stand leisten. Sie müssenUm des gesammtenVaterlandes
willen dazu bewogen werden, zu einem deutschen
Bundesstaate mit einem deutschenParlamente
unter der Führung des KönigreichsPreußen
zu ammenzutreten. Nur dann liegt, wie es seinmuß,
Krieg und Frieden für ganz Deutschland in einer Hand,
und alle Deutschen, und ni tdie Preußenallein,mussen
mit gleichenKräften für die Sicherheit und die Unab-

hängigkeitdes gesammtenVaterlandes einstehen Das

nicht gezwungen worden, daß es sichmit uns verbintsxev
aber die Regierungen sollen es auch nicht längerdaran
hindern können- Wollen aber diese Regierungen nicht
nun, so brauchenwir sie auch nicht. Deutschlandkann«
eben so gut wie Frankreichoder England einen einzigen
Staat mit einer einzigen Regierung und mit einein

einzigenParlamentebilden.

Die preußis»e Regierung kann das durchsetzen,
wenn sie nur wi . Was im Jahre 1864 geschehenist,
giebt ihr die Macht dazu; allerdings aber unter einer
Bedingung, und diese ist, daß sie als eine weise
und gerechte Regierung sich erweist, indem sie
die Verfassung und das Recht des Volkes in
ihrem ganzen Umfang und ohne jeden Rückhalt
durch ihre Thaten anerkennt.

Politische Wochenfchau.
Preußen. Das Jnteresse des VolkeS Wird Votzugsweise

von den Verhandlungen des Landtages in Anspruchge-
nommen, von deren Ergebnissen ja die Beendigung oder die
Fortdauer des schweren Konfliktes, der die Fortentwicklung
unserer Zuständebehindert, abhängt. Bei den Verhandlungen
über den Erlaß einer Adresse an den König, welche durch die
Anträge der ultraniontanen und der feudalen Partei angeregt
wurden, hat der Minister des Jnnern von Neuem hervor-
gehoben,dasi eine Ausgleichungdes Konfliktes erst nach An-
nahme der Militärreorganisationseitens der Volksvertretung
möglichsei. Abgesehenvon der Frage, ob bei der Ansicht,
welche die Mehrheit der Landesvertretung über die Noth-
wendigkeit und über die Zweckmäßigkeitdieser Reorganisatiou
hegt, eine Verständigung auf dieser Grundlage zu erwarten
ist, muß berücksichtigtwerden, daß wir unter Manteuffel zehn
Jahre lang das Lied gehörthaben: »Gebt nur nochin dieseni
einen Punkte nach, dann wird alles gut werden«, und immer
wieder und wieder fand sichein Punkt, auf dessen Bewilli-

gungqman prinzlspiellbestehen zu müssen glaubte. Wohin
as fuhr-L das at das Volk gesehn-, und der Freudenschtei

welcher 1858 durch das Land ging, als ein Systemwechsei
eintrat,.hat den Beweis geliefert, wie wenigzufriedendas
Volk mit den Grundsätzenwar, welchedurch dieses »Nach·

geben
in diesem einen Punkte« ihren Ausdruck gefunden

atten.

Was die Militäirreorganisation anbelangt, so zeigt
das Staatshaushaltsgesetzfür 1865, welchesdie Regierung
vorgelegt hat, daß die bis jetzt stattgefundenefaktischeAb-

kürzungder Dienstzeit,welche durch die spätereEinstellung
der Rekruten und die frühereEntlassung der Reserven be-
wirkt wurde, von jetzt an auch aufgegebenworden ist, sp daß
die Mannschaften von diesem Jahre an volle drei Jahre bei
den Fahnen bleiben sollen. Wir können nicht unterlassen,
darauf aufmerksam zu machen, daß es sich hierbei nicht nur

um die Mehrausgabe an Sold und dergl:handelt, welche
durch die dreijährigeDienstzeit verursacht wird, sondern daß,
im Vergleichzu der zweijährigenDienstzeit, dem Lande dg-
durch jährlichdie Arbeitskraft von etwa 60—70,000Personen
im kräfti«sten Alter entzogen wird. Veranschlagtman dieselbe
nur zu taglich 10 Sgr., so macht dkeöjährlichdie Summe
von 7-—8 Millionen Thaler, welche eines Theils an Arbeits-
kraft verloren geht, und um welcheandererseits die Steuer-
kkgftdes Landes geschwächtwird. Man darf diesen»Betra
bei der Berechnungder Mehrkostender ReorganisationnichT
vergessen- -



» ele enteitun
- -s

« s »H-,
hätte fast FRAan zip-MikeKonerRegierqu und iVolks-
vektkeknngherbeigeführtDie» ammer· hatte beiderPriifung
dekWahl·welche km stattgefunanenicht anur die Wahl des

erren v«onTettau fllk Pngllltlg erklart, sondkrnhatte
auch aus den Wahlakten die Ueberzeuguuggeschopft,daß
Hekk von Saucken»-Jul1enseldebei dem ersten Wahlgang
die absolute Majokltat der Stimmenerhalten hatte, und den-

selben deshalb als«rechtmäßiggeivähltenAbgeordneten an-

erkannt· Die Regierung hatte in einem Schreiben an den

Präsidenten der Kammer auseinandergesetzt,daß die Kammer
U dem letzterenBeschlüssekein Recht habe und deshalb in

ein betreffenden Wahlbezirk eine Neuwahlausgeschrieben.
Da Herr von SauckensJulienfelde die Wa)l nicht angenom-
men hat, so führte diese Angelegenheit»zn weiter keinen

Folgen, es liegt aber auf der Hand, daß die Kammer, da
sie die Legitimation ihrer Mitglieder zu prüfen hat, auchin

zweifelhaftenFällen das Recht besitzenmuß,zu»entscheiden,
wer von den in Frage stehendenKandidaten die Mehrheit
der Stimmen erhalten hat. » »

Jn Breslau ist der frühere Oberburgermeister von

Brandenburg, Ziegler, welcher im Jahre 1'848 Mitglied
der preußischenNationalversanimlun«war, mit sehr grolzer
Majorität zum Abgeordneten gewa lt worden. Der Ab-
geordnete des vieten Berliner WahlbezirksisTemme, hat jetzt
endlich offizielldurch Anzeigean den Prafidentender Kammer
ein Mandat niedergelegt; man erwartet,daßdemnachstdie

euwahl ausgeschriebenwird. Da Ziegler jetzt in Breslau
ewählt ist, so dürfte die Wahl auf den als gediegenen
aatsrechtlichen Schriftsteller bekannten AssessorLaster fallen.

Die Mehrheit der Volksvertretung beschäftigtsich bei

der günstigenFinanzlage, welche das« Staatshaushaltsgesetz
eigt, emsigmit der Frage,ob und welcheSteuererleichterungen
stattfindenkönnen. Außer dem Antra auf Aufhebung
des Salzmonopols werden wahrs einlich noch andere

Anträge auf Herabsetzung resp. Aufhebung einzelner Steuern

eingebrachtwerdenx .

« »- » »

Von den Stadtverordneten Berlins ist eine Petition an

die Kammer auf Abänderungdes Artikels 33 der Gemeinde-
ordnung, welcherder Regierungdurchdas Bestätigungsrecht
der Gemeindebeamten einen sehr großenEinfluß auf die
inneren An elegenheiten der Gemeinden einräumt,beschlossenworden. s steht zu erwarten, daß noch andere Städte ich
in gleichem Sinne an die Landesvertretungwendenwerden.

Von politischenFragen, welche nicht dirgktmit den Ver-

handlungender Volksvertretung zusammenhangen,ilt es be-
sonders die- Fra e über die Dauer des Bündnissesmit

Oesterreich, wel e Beachtung verdient. Obgleich die non
der Regierung beeinflußtenSchriftstellersich alle Muhe
eben, die Dauer desselbenals«gesi«cherthinzustellen,so mehren

Hochdennoch die Anzeichen,daß ein Bruch nicht mehr allzu-
rn sein dürfte, wenn nicht entweder in Berlin oder Wien

ein voll ändigeAenderung der Anschauungen eintritt. In
Wien will man eine Machterweiterung Preußens, moge die-
selbenun durch Gebietsvergrößerung,oder durch Vertrage,
VIIder preußischenRegierungdie Verfügungüber die Streit-

krafteanderer deutschen Lander gestatten, geschehen,gern
Verbindekad« man si dort von dem Gedanken nicht trennen

klum- VCBdas Haus absbur noch immer das Oberhaupt
der deutschenStaaten sei. ndererseits möchteman dort
sber auch gerneeinen offenen Bruch mit Preußenvermeiden,
da man fur den Fsklleiner Bedrohung der außer-deutschen
VksslsungenOrstkmlchs sehr statt auf die Unterstutzung
Pseußensrechnet Aus diesemGrunde wird sichwogt

das

VUUdUißscheinbar noch eer Zeit lang äußerlicher alten,

Frag:gänzlichzu zerfallendroht.
«.n den Klagen der Abgeordneten gegen den Fiökus wegen

den Stellvertretungskostensind in der abgelaufenenWochewieder
mehrere Entscheidungengetroffen worden. Dieselben haben
auienblicklichdeshalb an Bedeutung verloren, weil schon zwei
Fä e dem Obertribunal vorliegen, dessenEntscheidungwoll
für alle ferneren Fälle maß«ebend sein wird. Juteressant i t,
daß der eine der beiden Fälle,welcher die Klage des Abge-
ordneten Nücker betrifft, vor dem rheiniscbenSenat des Ober-
tribunals zur Verhandlunggelangt. Sollte das Urtheil die-

ses Senats mit dein Urtheil des Senats für die alten Pro-
vinzen nicht übeinstimmen,so gelangt die Sache zur Entschei-
dung vor dem Plenum des Obertribunals Hervorzuheben
ist, daß sowohl das Kammergerichtzu Berlin als auch das

Appellationsgerichtzu Breslau, also die beiden größtenGe-
richte zweiter Jnstanz der Monarchie,gegen den Fiskus er-
kannt haben.

Jn Ohlau ist die Wahl des Kaufmann H. Marx zum
Rathmann nicht bestätigtworden; ein gleichesSchicksal hat
die Wahl des StadtverordnetenvorstehersZenthöfer in
Gumbinn en zum Mitgliedder städtischenSchuldeputation
gehabt. Jn Anklam ist dreimal die von den Stadtverords
neten vollzogene Wahl eines unbesoldeten Stadtrathes nicht
bestätigt worden; die letzte Wahl war auf den Rentier
Stygmann gefallen. Dem Kreisdevutirten der StadtMohs
rungen, dem RechtsanwaltHeinrich ist von dem ostpreui
ßischenTribunal die Erlaubniß zur Beibehaltungdieses Amtes
aus dem Grund versagt worden, weil er sichwegen ppppsi-
tioneller Wahlagitation in Untersuchungbefindet·

Der Staatsanwalt hat die Appellation, welche er gegen
das Erkeniitnißin der Disziplinaruntersuchunggegen den Ab-
geordnetenKämmerer Hagen eingelegthatte, zurückgezogen;
derselbe wird also mit Nächsteinwieder in sein Amt eintreten.

Mecklenbutg. Großes Aufsehenmacht der Umstand,daß
die Kosten, welche der Empfang des großherzoglichenPaares

gnePismargvekurscgchtLhatödurch dzkeSparkasse, in welcher
i rmen eu e es an es i re ot «enni e niederie

haben, gedecktwerden soll.
h hpf

« g I legt

ThüringischeHerzogtliünien Jn Gotha ist der Buch-
drucker Stollbe·rg, Verlegerdes frühererschienenenWochen-
blattes·»derFortschritt«,welchesvon dem bekannten liberalen
Schriftsteller Walesrode herausgegebenwurde, wegen Belei-
digun des Königs von Preußen zu drei Wochen efängniß
verurt eilt worden.

·

Kur-hoffen. In dem StädtchenBockenheim, welches
dicht bei Frankfurt a. M. liegt, ist von der Gemeindebehörde
der AbgeordneteJungermann zum Bürgermeistergewählt
worden. Die Regierung zu Kassel hat jedoch diese Wahl
nicht bestätigt.

"

Baden. ,Die ultramontane Partei setzt ihre Agitation
gegen die Regierungununterbrochen fort, und glaubt jetzt in

demneuesten päpstlichenRundschreiben,welches aller mensch-
lichen Vernunft Hohn spricht,ein neues Mittel füx»lhteVe-

strebungengefundenzu haben. Die Regierun laßt sichje-
doch in ihrer festen Haltung gegen alle Veij .e- sie auf der

Bahn des Fortschritts aufzuhalten, nicht belkksniUnd findet
darin in dem gesunden Sinn des Vtzlkeseine vortreffliche
Stütze. — Man spricht davon, daß mit nachstemein neues

Preßgesetzzur Berathung1kommensoll, um die milde

Praxis, welche seit dem· ntritt »desjetzt en Miniteriums

Platz gegriffenhat, gesetzlichein fur allema festzusteeu.

Wukttmhkkg. Dnrch das jetzt endgiltig berathene
Schutz-setz ist sowohlfiir die geistigeAusbildun der Jugend
als auch für das materielle Wohl der Lehrer be tens gesorgt.



Bayern. Man sprichtdavon, daß Herr v. d. Pfordten,
um sich auf seinem neu erlangten Ministerposten zu halten,
die Freundschaft der ultramontanen Partei nachgesuchthat.
Als erstes Zeichen dieses Bündnissesbetrachtet man ein Verbot
an die Beamten, Aerzte u. s. f., in den Freimaurerorden ein-

zutreten. Dieser Orden ist, wie wir bemerken,nichts weiter,
als eine Vereinigung zu wohlthätigenZwecken,welcher umso

segensreicherwirkt, als sie alle ihre Wohlthatenund.Unter-

ftutzimgen
unter dem Schleier des tiefsten Gehelmmsses

pendet.

Ocsterreich. Der Neichsrathhat das Budget der Re-

gierung zurückgegeben,um in demselbenAenderungen vorzu-
nehmen, durch welche das GleichgewichtzwischenEinnahme
und Ausgabe hergestellt werden soll. Die kaiserlicheRegie-
rung hat sich bereit erklärt,auf dieseForderungen einzugehen,
und unterliegt das Budget in Folge dessen einer Umarbei-
tung, durch welche die Berathung desselbenverzögertwird.

Während so in dieser Frage eine erfreuliche Uebeinstimmung
zwischenVolksvertreterthnm und Regierung herrscht,droht
eine andere Angelegenheiteine Spaltung hervorzurufem Der

Reichskakhverlangt nämlich,die Regierung solle die Opera-
tionen, durch welche sie augenblicklichemGeldinangel durch

- Verpfändungvon Staatspapieren abgeholer hat, der Volks-

vertretung vorle en, ein Verlangen, welches das Ministerium
für ungerechtfertigterklärt. Es ist jedoch anzunehmen, daß
auch dieser Streitpunkt auf friedlichemWege beigelegt werden

wird, um so mehr, als die Regierung die Uebereinstimmung
mit der Kammer wegen der zerrüttetenFinanzverhältnissedes
Staates dringendbedarf.

Frankreich. Das Land hat einen seiner besten Bürger-,
den Obersten Charras verloren. Er war ein treuer An-

hänger der republikanischen Partei und starb in der Ver-

bannung.

SprechfaaL
Wir erhalten folgendeZuschrift:

Geehrter Herr Redakteur!.
Sie haben in Ihrem letzten Leitartikel die Thronrede

besprochen. Sie sagen von der neuen Reorganisation der

Armee, daß sie auf der einen Seite für unumgänglichnoth-
wendig zum Schutze des Vaterlandes gehalten wird. Jch
weiß nicht genau, was denn alles nach»JhrerMeinung auf
der einen Seite steht. Alle Sachverstandigen sind es doch
wirklich nicht. Ja, obgleichich nur ein schlichterLandmann

bin, so möchte ich doch be)aupten, daß ein wirklich Sach-
verständiger eine solche Ansicht gar nicht haben wird. Ich
will Ihnen ein Beispiel sagen. Jch gebrauche ein Paar
neue Wirthschaftsgebäudeund bitte einen Baumeister, daß
er mir einen Plan dazu.machen soll. Der Mann thut mir
den Gefallen. Sein Plan ist ganz vortrefflich. Wenn er

ausgeführt,habe Ich Platz die Hülle und die Fülle, und mein

Bauernhof wird so statttichaussehen, wie ein Herrenhof.
Aber es ist eben nur ein Bauernhof,und ich würde ein

armer Mann werden, wenn ich nach»einem solchen Plane
wirklich bauen wollte. Mein Bauineisterjedoch will davon

Nichts hören. Er bleibt dabei, daß es gar keinenbesseren
Plan in der Welt giebt, als den seinigen, und daß»er auch
nach keinem anderen bauen werde. Er sagt,»daszer als

Sachverständiger das doch besser wissen»mii·sse,als ich.
Ich aber sage, der Herr ist kein Sachverständigenso gut
er auch die Regeln der Baukunst verstehen mag. Denn ein

sachverständiger Baumeistermuß auch die Bedürfnisse

und die Mittel der Bauherren zu berechnen und zu berück-
sichtigenverstehen.

Doch sehe ich wohl, daß mein Beispiel ni t an a t.

Denn wenn ich denke, was andere Generale diintsIOszikietzq
die einen laut vor aller Welt, die anderen wenigstens unter
vier Augen Einem sagen,so scheint es mir fast, daß der
Plan zur Heeresorganisationnicht so unbestreitbar nach den

Regelnder Kriegskunsteingerichtet ist, wie der Plan zu
meinen Wirthschaftsgebäudenes nach den Regeln der Bau-
kunst war. Doch davon mö en Andere reden, die das besser
auseinandersetzenkönnen. ch bleibe nur dabei stehen, daß
ich zu meinen Scheunen und Ställen nicht mehr Geld aus-

gebe,als meine Wirthschaftvertragen kann, Und unser Land
oll fur seine Friedensarmee auch Nicht Mehr Geld und

Menschenhergeben, als sich mit seinen Mitteln und Kräften
verträgt. Wir werden die ersparten Gelder gar sehr ge-
brauchen, wenn einmal ein wirklicher und großer Krieg
kommen sollte. «

Doch mö te ich noch ein Wörtchenüber die Throiirede
sagen.·Da teht zu lesens daß in Folge der jetzigen Re-
organisation der Krieg hat eführt werden können,ohne die

Erwerbs- und Familienverhältnisseder Bevölkerungdukch
AufbietungderLandwehr zu beeinträchtigen.Nun, ich denke-
das ware mit einer Organisation nach dem alten Gesetze
auch wohl möglich ewesen. Noch viel gewisseraber ist es
mir, daß die dreijä)rigeDienstzeit nicht nöthigist, uin die
Landwehr zu schonen. Es wäre auch nicht ein einzigerLand-
wehrmann mehr eingezogenworden, wenn die Leute im dritten

Dienstjahr nicht unter der Fahne gestanden, sondern auch
erst hätten einberufen werden müssen. Das erscheint mir
unzweifelhaft und-»Mehrbegreiflich, und darum glaube ich auch

garnicht, daß die. Thronrede ·mit—dieser Behauptung hat
eweisenwollen,daß wir unsere Söhne auch mitten im Frieden

nochein drittes Jahr aus unserer Wirthschaft entbehren
miissen, nachdem sie zwei volle Jahre lang über und über
Alles gelernt haben, was ein guter Soldat gebraucht.

TDEM geehrt-n Schreiber obiger Zeilen wollen wir, um

Jrkthumer zu vermeiden, nur "bemer"-ken,-daß« wir bei den
. Worten: »Wenn auf der einen Seite die neue Reorganisation

der Armee für unumgänglichnothwendigzum Schutz des
Vaterlandes gehalten wird«, natürlich nur die politische
Partei im Au e hatten, welchendie Durchführungder Re-

organisation as erste Bedingung zur Lösung des schweren
Konfliktes ansieht. Die Redaktion.

Briefkasten.
Herren E. F. und Fr. H. in D. Es ist eine kleine

Gesetzlsmmlungvon Saucken, iin Preise von 22«-zThlr.,
und eine vollstandigevon Stöpel, im Preise von 6—7 Thlr.,
eklchieUeUZOb M denselben jedoch alle, die ländlichenGe-
uieindeverhältnissebetreffenden Verordnungen enthalten sind,
ist uns nicht bekannt; ein Buch, welches »dieseletzteren voll-
ständig und geordnet enthält, kennen»wir bis jetzt nicht;
sobald wir aber von einem solchen»horen,werden wir Sie
benachrichtigen. —- Herrn Dr. G. in G. Unka Blatt wikd
von hier aus, aus den von Ihnen hervorgehobenenGründen,
regelmäßigam Donnerstagmit der Post versandtzsollte es
bei Ihnen verspätet eintreffen, so bitten wik Sie, sichan

das betreffende Postaint zu wenden. — An einen A bonnen-
ten in E· Ihre Idee lst nicht ausführbar, da eine Ver-

sendiingvon derartigen Beilagennach den bei der Post gel-
tenden Bestimmungen nicht zulässigist-

Druck und Verlagvon Franz Duncker in Berlin — Verantwortlicher Redakteur nnd Herausgehen Dr. G. Lewinstetn in Berlin


